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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1059/69 zur Festlegung der Handelsregelung für bestimmte, aus landwirtschaft- 
iichen Erzeugnissen hergesteilte Waren 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe : 

Gemäß Artikel 6 Absatz 5 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1059/69 zur Festlegung der Handelsregelung für 
bestimmte, aus landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
hergestellte Waren ^), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 1491/73^), wird der beweg- 
liche Teilbetrag auf Null festgesetzt, wenn er für 
100 kg Ware weniger als 0,25 RE betragen würde. 

Seit der Einführung dieses Mindestbetrages im 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 
vom . . . , S. . . . 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 12. Juni 1969, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 151 
vom 7. Juni 1973, S. 1 


Jahre 1966 ist infolge der Preisentwicklung die Aus- 
wirkung von 0,25 RE auf den Warenwert erheblich 
zurückgegangen. 

Zwecks Vereinfachung der Durchführung der be- 
treffenden Verordnung ist es deshalb möglich, den 
Mindestbetrag auf 0,50 RE festzulegen, ohne den 
mit der Verordnung verfolgten Zweck zu beein- 
trächtigen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

In Artikel 6 Absatz 5 der Verordnung (EWG) Nr. 
1059/69 wird die Zahl 0,25 durch die Zahl 0,50 
ersetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. Sie gilt ab 1. Juli 1975. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 

Nach der Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 werden 
die bei der Einfuhr von landwirtschaftlichen Ver- 
arbeitungserzeugnissen erhobenen beweglichen Teil- 
beträge auf Null festgesetzt, wenn ihr Betrag weni- 
ger als 0,25 RE pro 100 kg Ware ausmacht. 

Die Anhebung dieses Mindestbetrages von 0,25 RE 
auf 0,50 RE erleichtert die Verwaltungsarbeit, wäh- 
rend die Einnahmen kaum geringer sind. 

Ein weiterer Grund zur Anhebung besteht darin, daß 
die günstige Auswirkung dieser Bestimmung im 
Zeitpunkt der ursprünglichen Festsetzung auf 25 RE 
durch die Preisänderungen beeinträchtigt wurde. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 26. März 1975 — 1/4 - 680 70 — E — Wa 30/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 5. März 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht vorgesehen. 
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